


Kurznachrichten

Olympiade und Weltklima
Die olympischen Spiele werden 2016 zum 
ersten mal in Lateinamerika ausgetragen. 
Vergeblich versuchte dies Obama persönlich 
zu verhindern: „Ich bitte Sie dringend, Ameri-
ka zu wählen… Das ist nicht nur ein amerika-
nischer Traum, das ist der olympische Spirit» 
redete er dem IOC ins Gewissen - und traf 
sich gleich danach mit dem Befehlshaber der 
Besatzungstruppen in Afghanistan, den er ei-
gens zu diesem Gespräch nach Kopenhagen 
einfliegen liess! Fidel Castro nannte die Wahl 
von Rio «einen Sieg der Dritten Welt» und 
schloss seinen Kommentar mit: «Es ist eine 
Pflicht, [an der Weltklimakonferenz] mit der 
gleichen Einheit aufzutreten und zu kämpfen, 
um so zu verhindern, dass der Klimawechsel 
und die Eroberungskriege sich gegenüber 
dem Friedenswillen, der Entwicklung und 
dem Überleben aller Völker durchsetzen.»

Zu den Wahlen in der BRD
Der Sieg der «Die Linke» lässt hoffen. Hat sie 
ihn doch nicht (nur) als linke Ergänzung, son-
dern mit den beiden Wahlthemen  «Raus aus 
Afghanistan» und «Hartz IV abwählen»  als 
Alternative zur SP und den Grünen errungen.

Der Sieg der Rechten aber dürfte ihr erleich-
tern, innenpolitisch den Sozialabbau und 
aussenpolitisch die «Übernahme grösserer 
internationaler Verantwortung» durchzuset-
zen. Wird der FDP-Mann Westerwelle Aus- 
senminister, so wird die FDP-nahe Friedrich 
Naumann Stiftung jubilieren. Diese initiierte 
u.a. die Tibet-Kampagne gegen China, unter-
stützt ethnische Minderheiten im Iran gegen 
die Regierung, vernetzt Regierungsgegner 
in Venezuela und Bolivien und greift zur Zeit 
den Putschisten in Honduras unter die Arme.

Ist der Kommunismus 
doch gefährlich?
Angesichts der europaweiten Wahlergebnis-
sen kommunistischer Parteien (um die 1%) 
müsste doch eigentlich vor diesem «Ext-
remismus» keine Angst bestehen. Warum 
dann aber all die antikommunistischen Vor-
stösse im EU-Parlament? Die Serie begann 
2005 mit einem Antrag, «die kommunisti-
schen Ideologie auszumerzen». Das neu-
este Kunststück reaktionärster Geschichts-
klitterung verlangt nun, den 23.  August zum 
«Tag der Erinnerung der Opfer des Nazis-
mus» zu erklären, weil am 23. August 1939 
der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt 
unterzeichnet wurde. Die Sowjetunion und 
das faschistische Deutschland sollen damit 
gleichwertig zu den Schuldigen des  2. Welt-
krieges erklärt werden. Die Initiatoren stellten 
diesen Antrag im Wissen, dass der 23. Au-
gust von der UNO zum Tag der Erinnerung 
an die Sklaverei erklärt wurde! Schon der 
Gedanke an ein Jenseits des Kapitalismus 
muss offenbar darin erstickt werden, dass er 
nur ein Weg in die Sklaverei bedeuten könne.

Weg mit den Putschisten!
Der um 2000 von Südamerika 
ausgehende revolutionäre Pro-
zess erreichte   2005 Mittelame-
rika. Nur Wahlfälschungen und 
Militärstiefel verhinderten, dass er 
auch in Mexiko Fuss fasste und 
damit direkt die Grenzen des Wel-
timperiums berührt hätte. Höchste 
Zeit also, diesen Prozess zu stop-
pen. Ausgewählt wurde Honduras, 
das schwächste Glied.

Am 28. Juni erfolgte der Putsch. Doch verlief er nicht so, wie die USA es sich 
erhofften: Die lateinamerikanischen Staaten isolierten die Putschregierung, er-
klärten mehr oder weniger offen die USA als mitverantwortlich und unterstützten 
den Widerstand der Bevölkerung. Doch leider ist der Westen noch stark genug, 
um die Putschisten zu schützen. Daher das gegenwärtige Patt um die Wieder-
einsetzung des gestürzten Präsidenten. Der Westen will noch retten, was zu 
retten ist und die Wiedereinsetzung des Präsidenten an Bedingungen knüpfen. 
Den Medien ist dabei die Aufgabe übertragen, den Putsch zu verharmlosen. So 
benutzt  die BaZ den Terminus  «Übergangsregierung».  Vom Putsch zum Über-
gang: damit wird im Klartext Stellung genommen für die Putschisten, Gross-
grundbesitzer, Konzerne und die imperialistische Politik der USA und EU.

Flobs westlicher Kraftmeierei
Die Krise westlicher Vorherrschaft zeigt sich auch auf dem Schauplatz Iran. Die 
direkte «Demokratisierung»,  den Angriff auf Iran, verhinderte das militärische 
Desaster in Irak und Afghanistan. Eine breitere Abstützung war nötig, eine neue 
«Koalition der Willigen», wie die alte genannt wurde, die den Irak 2003 überfiel 
und in der Tat eine «Koalition der Untertanen» war. Doch  dies klappte nicht, 
weil Russland und China Vorbehalte zeigten. Die zweite Schiene, die «orangen 
Revolutionen», jene vom Westen manipulierten Wahlen, wie sie in Jugoslawien 
und den Folgestaaten der UdSSR mit Erfolg angewandt wurden, in Iran zu wie-
derholen, scheiterte ebenfalls. Dann bot sich noch für verschärfte Sanktionen 
das koloniale Erbe Irans an, zwar Erdöl, aber kaum Raffinerien zu besitzen 
und von Benzinimporten abhängig zu sein. Doch anfangs September gab Chá-
vez bei seinem Iranbesuch bekannt, Venezuela liefere Iran ab Oktober täglich 
20´000 Barrel Treibstoff. Ein harter Schlag für die Koalitionswilligen. Um das Ge-
sicht zu wahren, musste das bereits anberaunte Gespräch mit Iran doch noch 
Stärke zeigen. So wurde um eine von Iran bekannt gegebene zweite Atomanla-
ge ein Mordsgeschrei losgetreten und  eine sofortige Inspektion durch die IAEA 
verlangt. Nur, dies reicht gerade für einen Schnitzelbank: mit der Informierung 
der IAEA, in 18 bis 24 Monaten werde eine im Bau befindliche neue Pilotanlage 
in Betrieb genommen, hatte Iran die IAEA bereits zur Inspektion eingeladen!

«Im Westen nichts Neues»
heisst der Roman von Erich Maria Remarque, in dem er die Schrecken an der 
Front des 1. Weltkrieges beschreibt. Den Titel entlieh er den Radionachrichten, 
die mit diesem Satz das tägliche Kriegsgeschehen abhakten. «Aus Gaza nichts 
Neues» ist das heutige Pendant. Die international tolerierte Abriegelung Gaz-
as durch Israel verunmöglicht den Wiederaufbau in allen Bereichen, engt und 
schnürt das Leben der ghettoisierten Menschen immer bedrohlicher ein. Die 

westlichen Medien verschweigen 
die Katastrophe, die sich hier tag-
täglich abspielt und machen sich 
damit zu Komplizen des Kriegs-
verbrechens. Hoffnung zeigt sich 
einzig in der sich verbreiternden 
Boykottkampagne gegen Israel 
(BDS). Nur eine von hunderten 
von Solidaritätserklärungen kann 
hier erwähnt werden: die Unter-
stützung der BDS-Kampagne 
durch den englischen Gewerk-
schaftsdachverband TUC.

International



Schluss mit Pfusch
Eine Studie der Caritas Schweiz belegt erneut, dass der Grund vieler Krank-
heiten eben nicht vom persönlichen Fehlverhalten der Betroffenen, sondern  
«von ihrem sozioökonomischen Status, also ... nicht zuletzt vom Einkommen 
abhängt». So kommt es, dass wir, wie übrigens in den Gefängnissen auch, in 
den Spitälern nicht einen Querschnitt der Gesellschaft, sondern eine überpro-
portionale Vertretung ärmerer Schichten antreffen. Nun nehmen seit Jahren die 
Armut und der Druck am  Arbeitsplatz stetig zu. Es liegt in der kapitalen Logik, 
nicht die Ursachen, also die gesellschaftlichen Verhältnisse zu ändern, sondern 
deren Opfer zu bestrafen. So will der Bundesrat mit der 6. IV-Revision bis 2018 
an die 16´500 RentnerInnen aus der IV ausgliedern.

Horrende Erhöhungen der Krankenkassenprämien, Spitalschliessungen, Einfüh-
rung von Fallpauschalen und die schleichende Etablierung einer Zweiklassen-
medizin runden das Bild ab und verdeutlichen, dass eine profit- und konkurrenz- 
orientiere Gesundheitspolitik den Bedürfnissen der Mehrheit zuwiderläuft. Wenn 
sich Kuba ein «Gratis»-Gesundheitswesen leisten kann - und notabene eines, 
das weltweit Auszeichnungen erhält, warum denn nicht die um einiges reichere 
Schweiz? Allerdings braucht es dazu die Fähigkeit, eingefleischte kapitalisti-
sche Denk-, Handlungs- und Gefühlsperspektiven zu überwinden.

Krise: Alles paletti?

Die Aktien steigen wieder, Schlangen vor Arbeitsämtern gibt es nicht, ein «Geiz 
ist Geil»-Inserat zur Eröffnung eines Konsumtempels löst einen Ansturm aus, 
der in Kleinbasel den öffentlichen Verkehr lahmlegt, ... wo ist denn die Krise?

Wir sind keine Kaffeesatzleser, meinen aber, dass der Schein trügt, dass er gar 
die Ruhe vor dem Sturm sein kann. «work» zum Beispiel, die Zeitung der Unia, 
listet für die Zeit zwischen dem 22.8. und 22.9. sechzehn Betriebe auf, die zu-
sammen 976 Arbeitsplätze strichen. Die Liste sei unvollständig und sie erfasst 
weder verfügte Kurzarbeit noch die Banken- und Versicherungsbranche. Kom-
men wir zur Börse: Kritische Ökonomen und Analysten meinen, dass es sich um 
eine neue Blase handelt, gefüttert mit genau jenem Geld, das den Banken zu-
geschoben wurde. Nicht zur Rettung der Wirtschaft, sondern zur Weiterführung 
der Spekulation hätten die meisten «Stützungspakete» gedient.

Die Frage ist nicht, ob, sondern wann der individuelle Frust in kollektive Solida-
rität mündet, wann die noch vereinzelten Kämpfe sich verbinden. Dazu müssen 
noch viele Brücken gebaut werden, zwischen Ausländer- und SchweizerInnen, 
sozial Ausgegrenzten und «Arbeitsplatzbesitzern», prekär- und normal Verdie-
nenden, ... denn es gibt keinen anderen Weg als den der Organisierung.

ALV: Der Angriff ist konsequent
So logisch das Bürgertum den Anspruch auf die Invalidenversicherung unter-
gräbt (siehe oben), so konsequent soll nun auch die Arbeitslosenversicherung 
(ALV) Federn lassen. Schliesslich wird es noch mehr Arbeitslose geben. Die 
Revision bringt für die Betroffenen nur Verschlechterungen, den Arbeitgebern 
aber Millionen für das Lohndumping. Der Vorschlag kommt zwar erst im Win-
ter ins Parlament, doch kennen wir die Pro-Argumentation schon zum voraus: 
Schluss mit Scheinarbeitslosen! Daher ein Schritt zurück zur ersten Seite («Kein 
Grund zum Feiern»). Ob scheininvalid oder scheinarbeitslos: die Gesellschaft 
soll entsolidarisiert und mittels divide et impera gewonnen werden. Wir haben 
für die IV-Sanierung schweren Herzens «Ja» gesagt. Dürfen wir hoffen, dass 
die Invalidenverbände das Referendum und den Wahlkampf aktiv unterstützen?
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Erfolgreiche Demo
Auf den 19.9. riefen die Gewerkschaften 
zu einer Demo nach Bern für «Arbeit, Lohn 
und Rente»   auf. Dem Aufruf folgten 30´000 
Menschen. Dies deutet auf eine Sensibilisie-
rung der Lohnabhängigen hin. Wir gratulie-
ren dem SGB zu seiner Mobilisierungskraft. 
Allein, soll die keimende Solidarität auch mit 
einem Wissen um die Bedingungen zur Re-
alisierung ihrer Interessen verknüpft werden, 
so ist auch Kritik am SGB angebracht. Es 
geht nicht, den Solidaritätswilligen vorzugau-
keln, ihre Interessen könnten im Rahmen der 
marktwirtschaftlicher Logik eingelöst werden. 
Und soll der Wille zur Solidarität auch zur 
Tat führen, so muss dem Erfolg dieser Demo 
auch der Rauswurf des Führers des erfolg-
reichen Streiks in Bellinzona aus dem Unia-
Vorstand zur Seite gestellt werden.

Kantone sollens auslöffeln
Eine Perfidie der Kahlschlagpolitik des Bun-
des besteht darin, dass er die gesellschaftli-
chen Kosten auf die Kantone und Gemeinden 
abwälzt. Denn jene aus der Arbeitslosen- 
oder IV-Versicherung Ausgeschlossenen, 
die ihre Mieten, Steuern oder Prämien nicht 
mehr bezahlen können, landen bei der Für-
sorge und ein Teil von ihnen zusätzlich auch 
beim Arzt (siehe nebenan).

Die PdA Bern wollte nun wissen,  wie hoch 
die Kosten allein für die Stadt Bern wären, 
wenn die ALV-Revisionen angenommen 
würde. Deshalb reicht Rolf Zgraggen (PdA-
Stadtrat) eine dringliche Interpellation ein 
und fordert, dass die Karten auf den Tisch 
gelegt werden. Zur Unterstützung des Refe-
rendumkomitees wäre es gut, wenn ähnliche 
Vorstösse in vielen lokalen Parlamenten ge-
macht würden. Dabei wäre es sinnvoll, auch 
die IV-Revision einzubeziehen.

100 Jahre religiös, aber ...
... sozialistisch! 1906 gründeten kirchenkri-
tische Pfarrer die Zeitschrift «Neue Wege». 
Diese entwickelte sich mit der Zeit zum ei-
gentlichen Organ eines religiösen Sozialis-
mus in der Schweiz. Zum Jubiläumsjahr ist 
nun im Theologischen Verlag Zürich das Buch 
«Für die Freiheit des Wortes» erschienen, 
das die wechselvolle Geschichte der Zeit-
schrift darstellt (ISBN 978-3-290-17415-6). 

Abstimmungen vom 29. November

Ja zur GSoA-Initiative
Siehe Beilage. 

Nein zur Minarett-Initiative 
So sehr wir die Trennung von Kirche und 
Staat fordern, so sehr stehen wir für die 
Glaubensfreiheit ein. Dies soll gesagt sein, 
obwohl es bei dieser Initiative eigentlich um 
eine Spielart des abendländischen Rassis-
mus gegen den Rest der Welt geht.

National
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«Heute die Kuh - morgen Du»
stand auf einem Transparent jener 
Demonstration, die zur Gründung 
des Basler Appells gegen Gen-
technologie organisiert wurde. Vor 
einem Jahr feierte er sein 20-jäh-
riges Bestehen. Florianne Köch-
lin war eine der InitiatorInnen. 
Ein Jahr später gründete sie das 
«Blauen Institut» und informiert 
seither, zuerst in den «Gen-Lex»-, 
dann in den «Gentech news» über 
die Entwicklungen der Gentech-
nologie. Diese sind unabdingbar 
für jene, welche nicht nur über die 
negativen Auswirkungen der Gen-
technologie und den weltweiten Widerstand gegen die Politik der Agrokonzerne, 
sondern auch über das Potential einer gentechfreien Landwirtschaft und Pflan-
zenzüchtung und ihrer Beiträge zur Nahrungssicherheit informiert sein möchten.
Im Juni editierte sie den 200.ten Newsletter. Anlass für uns, ihr zu gratulieren. 
Der Email-Newsletter kann unter www.blauen-institut.ch/ abonniert werden.

Novartis

Erfolg für Gewerkschaften
In ihrem neuen Magazin «live» stellt Novartis den Bereich «Corporate Affairs» 
vor, also jene Gruppe, die sich vor allem mit der internen und externen Image-
pflege befasst. Ihr Hauptziel sei, so ihr Chef, «dem Geschäft den Rücken freizu-
halten». Was Geschäft ist, weiss er. Denn, so live, «bevor er zu Novartis stiess, 
verantwortete er bei Clariant das Turn-around-Programm». Wir ahnen schon, 
was Imagepflege bedeutet: bei Clariant strich er 4´000 Stellen. Doch gelegent-
lich dringt trotz der Imagetruppe das wahre Novartisleben an die Öffentlichkeit: 
2007 teilte Novartis 240 ForscherInnen in Wien ihre Entlassung via Videobot-
schaft (!) mit. Das Vorgehen löste eine Welle des Protestes aus. Aber noch 
immer verweigerte Novartis das Gespräch mit den Gewerkschaften. Erst als 
diese die staatliche Wirtschaftskommission einschalteten und eine Beschwerde 
an die OECD einreichte, bot sie Hand zu Verhandlungen. Diesen August fiel 
das «Urteil» der OECD. Oh Schande, Novartis muss sich ausgerechnet von der 
OECD vorwerfen lassen, die Regeln der «Marktwirtschaft» nicht einzuhalten!

BASF schlägt zu
Im Juni übernahm die BASF die Ciba definitiv. Ohne Federlesens begann der 
Stellenabbau, der sich als rigoroser als erwartet herausstellte. Bis 2013 sollen 
allein in der Schweiz 530 Arbeitsplätze verschwinden. Der Sozialplan ist an-
gesichts der Wirtschaftsmacht der BASF miserabel. Die neue Konzernleitung 
nutzte die Schwäche der Kampfbereitschaft voll aus und diktierte bei den Ver-
handlungen um den Sozialplan der Arbeitnehmervertretung ein Tempo, bei dem 
sie nicht mithalten konnten. Die Unia sieht die Lehre darin, bei den nächsten 
Vertragsverhandlungen den bisherigen «Einheitsvertrag» durch einen Kollektiv-
vertrag zu ersetzen, bei dem die Gewerkschaften wieder mehr Rechte erhalten 
und der für alle BASF-Standorte in der Schweiz gültig sein soll.

Weniger Lohn, dafür Akkord?
Die Basler Plattenlegerfirmen haben den regionalen Gesamtarbeitsvertrag auf 
Ende Jahr gekündigt. Sie wollen nur noch den schweizerischen Vertrag aner-
kennen. Die Rechnung ist einfach: Der Basler Vertrag sieht einen Minimallohn 
von 5710 Franken vor, der schweizerische einen solchen von 5000 für A- und 
4550 für B-Plattenleger vor - eine Differenzierung, die der Basler Vertrag nicht 
kennt. Dieser verbietet zudem die Akkordarbeit und die Beschäftigung unge-
lernten Personal als Plattenleger und kennt bessere Leistungen bei Krankheit 
und Unfall. Es liegt also eine typische Forderung nach «Flexibilisierung» vor, 
um eine neoliberale Wortschöpfung für Klassenkampf von oben zu benutzen.

Verschiedenes

Randständige an den Rand!
Seit langem kämpft «Soup & Chill» um das 
Totenhüsli als Ort, um im Winter sog. «Rand-
ständigen» eine warmes Zimmer und eine 
Suppe anbieten zu können (siehe Moment 
Januar 09). Obwohl der Grosse Rat das 
Anliegen endlich unterstützte (Antrag Heidi 
Mück, BastA!), werden die Betroffenen wie-
der in einen Container hinter dem Bahnhof 
verdrängt. Schuld soll das Bewilligungsver-
fahren sein, das eine einmonatige Einspra-
chefrist beinhaltet. Warum denn nicht früher 
schalten? Das Baudepartement wusste um 
das Anliegen bereits seit Barbara Schneiders 
Zeiten und ein offener Brief im Juni (!) u.a. 
an Hans-Peter Wessels blieb unbeantwortet. 

Jedes siebte Kind ...
... ist gemäss Pro Juventute in Basel von 
Armut betroffen. Diese Kinder sind in ihrer 
Entwicklung und Integration eingeschränkt. 
Ihren Eltern fehlt das Geld, sie z.B. ein Mu-
sikinstrument lernen oder in ein Ferienlager 
oder einen Sportclub gehen zu lassen.

NachbarInnen gesucht
Der Verein NachbarNet will, dass zum Welt-
klima-Aktionstag vom 24. Oktober auch in 
Basel etwas geschieht. Für nachbarliche Ak-
tionen und eine Kundgebung sucht er noch 
Mitwirkende. Anmeldung unter www.nach-
barnetbasel.ch oder via Tel. 061 381 02 30.

100 Jahre Frauenrechte
Der Schweizerische Verband für Frauen-
rechte feiert in diesem Jahr sein 100-jähriges 
Bestehen.  Aus diesem Anlass ist das Buch 
«Der Kampf um gleiche Rechte» erschienen, 
das die Frauengeschichte des 20. Jahrhun-
derts darstellt. Die Basler Sektion feiert den 
Anlass mit einer Podiumsveranstaltung, an 
der sich u.a. Prof. Dr. Regina Wecker, Miche-
la Seggiani und Lucie Waser beteiligen.

100 Jahre Frauengeschichte
29. Oktober 2009 um 20 Uhr
Kollegiengebäude Uni Basel.

Ich möchte

❑	eure monatlichen Informationen erhalten
❑	mich für eine linke Politik engagieren
❑	eure Unterlagen zum Kurs «Einführung in 

den Marxismus»

Basel

Aus AHA! 4/09, dem Rundbrief des Basler 
Appells gegen Gentechnologie


